
 

 

Der Senat von Berlin 

WGP – I E 35 - 

Tel.: 9028 (928) 1789 

 

 

 

An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei - G Sen - 

 

 

 

V o r l a g e 

 

- zur Kenntnisnahme - 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 

über Verordnung zur Übertragung von Ermächtigungen nach dem Infektionsschutzgesetz 

 

 

Wir bitten, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu nehmen, 

dass der Senat die nachstehende Verordnung erlassen hat: 

 

Verordnung zur Übertragung von Ermächtigungen nach dem Infektionsschutzgesetz 

 

Vom 04.11.2025 

 

Auf Grund 

 

- des § 15 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 und Absatz 1 Satz 1,  

- des § 17 Absatz 4 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1, Absatz 1 und § 16, 

- des § 17 Absatz 5 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 und 3, 

- des § 20 Absatz 7 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 und Absatz 6, 

- des § 23 Absatz 5 Satz 3 in Verbindung mit Satz 2, 

- des § 23 Absatz 8 Satz 4 in Verbindung mit Satz 1 und 2, 

- des § 23 Absatz 8 Satz 4 in Verbindung mit Satz 3 in Verbindung mit Satz 1 und 2, 

- des § 36 Absatz 6 Satz 5 in Verbindung mit Satz 1 und 3 sowie 

- des § 41 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 
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des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 

8v des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 359) geändert worden ist, 

verordnet der Senat: 

 

§ 1 

Übertragung von Ermächtigungen nach dem Infektionsschutzgesetz 

 

Die folgenden Ermächtigungen nach dem Infektionsschutzgesetz zum Erlass von Rechts-

verordnungen werden auf die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwaltung 

übertragen: 

1. § 15 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1, 

2. § 17 Absatz 4 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 1 und § 16, 

3. § 17 Absatz 5 Satz 1 in Verbindung mit Satz 3, 

4. § 20 Absatz 7 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 6, 

5. § 23 Absatz 5 Satz 2, 

6. § 23 Absatz 8 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 und § 23 Absatz 8 Satz 3 in Verbindung 

mit Satz 1 und 2, 

7. § 36 Absatz 6 Satz 1 in Verbindung mit Satz 3 sowie 

8. § 41 Absatz 2 Satz 1.  

 

§ 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für 

Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Übertragung von Ermächtigungen nach 

dem Infektionsschutzgesetz vom 17. April 2012 (GVBl. S. 125) außer Kraft. 

 

 

A. Begründung:  

 

a) Allgemeines: 

Das Infektionsschutzgesetz (IfSG) kennt eine Vielzahl von Ermächtigungsgrundla-

gen, die die jeweilige Landesregierung zum Erlass von Rechtsverordnungen er-

mächtigen bzw. teilweise verpflichten. Diesen Ermächtigungsgrundlagen ist ge-

mein, dass das Infektionsschutzgesetz jeweils weiter vorsieht, dass die Landesre-

gierungen die Ermächtigung zum Erlass auf andere Stellen durch Rechtsverord-

nung übertragen können.  

Von dieser Verordnungsermächtigung zur Übertragung der Ermächtigung zum Er-

lass der Verordnungen nach dem Infektionsschutzgesetz ist im Rahmen der hier 

abgelösten Verordnung zur Übertragung von Ermächtigungen nach dem Infekti-

onsschutzgesetz vom 17. April 2012 bereits teilweise Gebrauch gemacht worden. 
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Unter Berücksichtigung neuerer Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

(Beschluss vom 18. Juni 2019 – 1 BvR 587/17) wird die Verordnung aus Klarstel-

lungsgründen neu erlassen.  

Mit dem Neuerlass werden gleichzeitig weitere Ermächtigungen zum Erlass von 

Verordnungen nach dem Infektionsschutzgesetz auf die für Gesundheit zuständige 

Senatsverwaltung übertragen. 

Da die in Rede stehenden Rechtsverordnungen regelhaft nur sehr fachspezifische 

Inhalte aus dem Bereich Infektionsschutz zum Gegenstand haben, die keine Ge-

schäftsbereiche anderer Senatsverwaltungen betreffen, erscheint die Übertragung 

zur Vereinfachung etwaiger Rechtsetzungsvorhaben geboten. Dies erleichtert die 

jeweiligen Rechtsetzungsvorhaben, indem jeweils auf eine Senatsbefassung ver-

zichtet werden kann. 

 

 

b) Einzelbegründung: 

 

1. Zu Artikel 1 

 

Verordnungen nach § 15 Absatz 3 Satz 1 IfSG passen die Meldepflicht für Krank-

heiten und Krankheitserreger nach dem Infektionsschutzgesetz an die epidemische 

Lage an. Erlassen ist hierzu die Verordnung über die Ausdehnung der Meldepflicht 

für Krankheiten und Krankheitserreger nach dem Infektionsschutzgesetz vom 19. 

März 2013. 

Schwerpunkt der zu regelnden Gebote und Verbote zur Verhütung übertragbarer 

Krankheiten (§ 17 Absatz 4 Satz 1 IfSG) sind Verpflichtungen zur Einhaltung be-

stimmter Hygieneanforderungen, Anforderungen an die Desinfektion und Sterilisa-

tion von Geräten, an die Beseitigung von Abfällen sowie Regelungen zur Überwa-

chung der Tätigkeiten, bei denen Krankheitserreger übertragen werden können.  

Verordnungen nach § 17 Absatz 5 Satz 1 IfSG haben Regelungen zur Feststellung 

und Bekämpfungen von Gesundheitsschädlingen, Krätzmilben und Kopfläusen 

zum Gegenstand.  

Verordnungen nach § 20 Absatz 7 Satz 1 IfSG ermächtigen zum Erlass von Rechts-

verordnungen im Bereich von Schutzimpfungen und anderen Maßnahmen der spe-

zifischen Prophylaxe. 

Verordnungen nach § 23 Absatz 5 Satz 1 IfSG verpflichten die Leiter bestimmter 

medizinischer Einrichtungen, innerbetriebliche Verfahrensweisen zur Infektionshy-

giene in Hygieneplänen festzulegen. Durch Rechtsverordnung kann diese Pflicht 

auch auf die Leiterinnen und Leiter von Zahnarzt- und Arztpraxen sowie Praxen 

sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, in denen invasive Eingriffe vorgenom-

men werden, erweitert werden.  



  4 

 

 

Schwerpunkt der zu regelnden Maßnahmen zur Verhütung, Erkennung, Erfassung 

und Bekämpfung von nosokomialen Infektionen und Krankheitserregern mit Resis-

tenzen (§ 23 Absatz 8 Satz 1 bis 2 IfSG) sind Anforderungen an medizinische Ein-

richtungen u.a. hinsichtlich der baulichen Ausstattung, der innerbetrieblichen Struk-

turen (z.B. Bildung einer Hygienekommission, Ausstattung der Einrichtungen mit 

qualifiziertem Hygienefachpersonal und Qualifizierung des Personals im Bereich 

Hygiene) sowie der Verfahrensabläufe (z.B. Aufzeichnung von Infektionsdaten, Zu-

sammenarbeit mit den Gesundheitsämtern, Weitergabe von Informationen an an-

dere Einrichtungen). Gegenstand der Verordnungsermächtigung nach § 23 Absatz 

8 Satz 3 IfSG sind entsprechende Vorgaben für Rettungsdienste. Es besteht hier 

eine Bezugnahme auf § 23 Absatz 8 Satz 1 und 2 IfSG. 

Verordnungen nach § 36 Absatz 6 IfSG haben Regelungen zum Gegenstand, die 

Personen, die nach dem 31. Dezember 2018 in die Bundesrepublik Deutschland 

eingereist sind und die auf Grund ihrer Herkunft oder ihrer Lebenssituation wahr-

scheinlich einem erhöhten Infektionsrisiko für bestimmte bedrohliche übertragbare 

Krankheiten ausgesetzt waren, dazu verpflichten, nach ihrer Einreise ein ärztliches 

Zeugnis darüber vorzulegen, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen 

solcher bedrohlicher übertragbarer Krankheiten vorhanden sind, sofern dies zum 

Schutz der Bevölkerung vor einer Gefährdung durch bedrohliche übertragbare 

Krankheiten erforderlich ist.  

Verordnungen nach § 41 Absatz 2 IfSG ermächtigen zu Regelungen von Ge- und 

Verboten zur Verhütung übertragbarere Krankheiten im Zusammenhang mit Ab-

wasser.  

 

2. Zu Artikel 2  

 

Der Artikel regelt das Inkrafttreten der Verordnung sowie das Außerkrafttreten der 

Verordnung von 2012. 

 

B. Rechtsgrundlage: 

Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin, § 15 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit 

Satz 1 und Absatz 1 Satz 1, § 17 Absatz 4 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1, Absatz 1 

und § 16, § 17 Absatz 5 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 und 3, § 20 Absatz 7 Satz 2 

in Verbindung mit Satz 1 und Absatz 6, § 23 Absatz 5 Satz 3 in Verbindung mit Satz 2, 

§ 23 Absatz 8 Satz 4 in Verbindung mit Satz 1 und 2, § 23 Absatz 8 Satz 4 in Verbin-

dung mit Satz 3 in Verbindung mit Satz 1 und 2, § 36 Absatz 6 Satz 5 in Verbindung 

mit Satz 1 und 3 sowie § 41 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 IfSG 

 

C. Gesamtkosten: 

Keine 
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D. Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen:  

Keine 

 

E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg:  

Keine 

 

F. Auswirkungen auf die Umwelt: 

Keine 

 

G. Flächenmäßige Auswirkungen: 

Keine 

 

H. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 

  

a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 

Keine 

b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

Keine 

 

 

 

Berlin, den 04.11.2025 

 

Der Senat von Berlin 

 

 

Kai Wegner Dr. Ina Czyborra 

Regierender Bürgermeister Senatorin für Wissenschaft  

Gesundheit und Pflege 
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Anlage zur Vorlage an  

das Abgeordnetenhaus 

 

Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 

 

Infektionsschutzgesetz  

vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 8v des Gesetzes 

vom 12. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 359) 

§ 15  

Anpassung der Meldepflicht an die epidemische Lage 

(1) Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

mit Zustimmung des Bundesrates die Meldepflicht für die in § 6 aufgeführten Krankhei-

ten oder die in § 7 aufgeführten Krankheitserreger aufzuheben, einzuschränken oder 

zu erweitern oder die Meldepflicht auf andere übertragbare Krankheiten oder Krank-

heitserreger auszudehnen, soweit die epidemische Lage dies zulässt oder erfordert. 

Wird die Meldepflicht nach Satz 1 auf andere übertragbare Krankheiten oder Krank-

heitserreger ausgedehnt, gelten die für meldepflichtige Krankheiten nach § 6 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1 und meldepflichtige Nachweise von Krankheitserregern nach § 7 

Absatz 1 Satz 1 geltenden Vorschriften für diese entsprechend. Das Bundesministerium 

für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun-

desrates die Meldepflicht für feststellende Personen bei der Anwendung patientenna-

her Schnelltests bei Dritten aufzuheben. 

(2) In dringenden Fällen kann zum Schutz der Bevölkerung die Rechtsverordnung ohne 

Zustimmung des Bundesrates erlassen werden. Eine auf der Grundlage des Satzes 1 

erlassene Verordnung tritt ein Jahr nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft; ihre Geltungs-

dauer kann mit Zustimmung des Bundesrates verlängert werden. 

(3) Solange das Bundesministerium für Gesundheit von der Ermächtigung nach Absatz 

1 Satz 1 keinen Gebrauch macht, sind die Landesregierungen zum Erlass einer Rechts-

verordnung nach Absatz 1 Satz 1 ermächtigt, sofern die Meldepflicht nach diesem Ge-

setz hierdurch nicht eingeschränkt oder aufgehoben wird. Sie können die Ermächtigung 

durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. 

 

§ 16 Allgemeine Maßnahmen zur Verhütung übertragbarer Krankheiten 

(1) Werden Tatsachen festgestellt, die zum Auftreten einer übertragbaren Krankheit 

führen können, oder ist anzunehmen, dass solche Tatsachen vorliegen, so trifft die zu-

ständige Behörde die notwendigen Maßnahmen zur Abwendung der dem Einzelnen 

oder der Allgemeinheit hierdurch drohenden Gefahren. Im Rahmen dieser Maßnah-

men können von der zuständigen Behörde personenbezogene Daten erhoben werden; 
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diese dürfen nur von der zuständigen Behörde für Zwecke dieses Gesetzes verarbeitet 

werden. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 sind die Beauftragten der zuständigen Behörde und 

des Gesundheitsamtes zur Durchführung von Ermittlungen und zur Überwachung der 

angeordneten Maßnahmen berechtigt, Grundstücke, Räume, Anlagen und Einrichtun-

gen sowie Verkehrsmittel aller Art zu betreten und Bücher oder sonstige Unterlagen 

einzusehen und hieraus Abschriften, Ablichtungen oder Auszüge anzufertigen sowie 

sonstige Gegenstände zu untersuchen oder Proben zur Untersuchung zu fordern oder 

zu entnehmen. Der Inhaber der tatsächlichen Gewalt ist verpflichtet, den Beauftragten 

der zuständigen Behörde und des Gesundheitsamtes Grundstücke, Räume, Anlagen, 

Einrichtungen und Verkehrsmittel sowie sonstige Gegenstände zugänglich zu machen. 

Personen, die über die in Absatz 1 genannten Tatsachen Auskunft geben können, sind 

verpflichtet, auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte insbesondere über den Betrieb 

und den Betriebsablauf einschließlich dessen Kontrolle zu erteilen und Unterlagen ein-

schließlich dem tatsächlichen Stand entsprechende technische Pläne vorzulegen. Der 

Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn 

selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten 

Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 

Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde; Entsprechendes gilt für die Vor-

lage von Unterlagen. 

(3) Soweit es die Aufklärung der epidemischen Lage erfordert, kann die zuständige 

Behörde Anordnungen über die Übergabe von in Absatz 2 genannten Untersuchungs-

materialien zum Zwecke der Untersuchung und Verwahrung an Institute des öffentli-

chen Gesundheitsdienstes oder andere vom Land zu bestimmende Einrichtungen tref-

fen. 

(4) Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) 

wird im Rahmen der Absätze 2 und 3 eingeschränkt. 

(5) Wenn die von Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 betroffenen Personen ge-

schäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, hat derjenige für die 

Erfüllung der genannten Verpflichtung zu sorgen, dem die Sorge für die Person zusteht. 

Die gleiche Verpflichtung trifft den Betreuer einer von Maßnahmen nach den Absätzen 

1 und 2 betroffenen Person, soweit die Erfüllung dieser Verpflichtung zu seinem Aufga-

benkreis gehört. 

(6) Die Maßnahmen nach Absatz 1 werden auf Vorschlag des Gesundheitsamtes von 

der zuständigen Behörde angeordnet. Kann die zuständige Behörde einen Vorschlag 

des Gesundheitsamtes nicht rechtzeitig einholen, so hat sie das Gesundheitsamt über 

die getroffene Maßnahme unverzüglich zu unterrichten. 

(7) Bei Gefahr im Verzuge kann das Gesundheitsamt die erforderlichen Maßnahmen 

selbst anordnen. Es hat die zuständige Behörde unverzüglich hiervon zu unterrichten. 
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Diese kann die Anordnung ändern oder aufheben. Wird die Anordnung nicht innerhalb 

von zwei Arbeitstagen nach der Unterrichtung aufgehoben, so gilt sie als von der zu-

ständigen Behörde getroffen. 

(8) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 

haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 17  

Besondere Maßnahmen zur Verhütung übertragbarer Krankheiten, Verordnungser-

mächtigung 

(1) Wenn Gegenstände mit meldepflichtigen Krankheitserregern behaftet sind oder 

wenn das anzunehmen ist und dadurch eine Verbreitung der Krankheit zu befürchten 

ist, hat die zuständige Behörde die notwendigen Maßnahmen zur Abwendung der hier-

durch drohenden Gefahren zu treffen. Wenn andere Maßnahmen nicht ausreichen, 

kann die Vernichtung von Gegenständen angeordnet werden. Sie kann auch angeord-

net werden, wenn andere Maßnahmen im Verhältnis zum Wert der Gegenstände zu 

kostspielig sind, es sei denn, dass derjenige, der ein Recht an diesem Gegenstand oder 

die tatsächliche Gewalt darüber hat, widerspricht und auch die höheren Kosten über-

nimmt. Müssen Gegenstände entseucht (desinfiziert), von Gesundheitsschädlingen be-

freit oder vernichtet werden, so kann ihre Benutzung und die Benutzung der Räume und 

Grundstücke, in denen oder auf denen sie sich befinden, untersagt werden, bis die 

Maßnahme durchgeführt ist. 

(2) Wenn Gesundheitsschädlinge festgestellt werden und die Gefahr begründet ist, 

dass durch sie Krankheitserreger verbreitet werden, so hat die zuständige Behörde die 

zu ihrer Bekämpfung erforderlichen Maßnahmen anzuordnen. Die Bekämpfung um-

fasst Maßnahmen gegen das Auftreten, die Vermehrung und Verbreitung sowie zur Ver-

nichtung von Gesundheitsschädlingen. 

(3) Erfordert die Durchführung einer Maßnahme nach den Absätzen 1 und 2 besondere 

Sachkunde, so kann die zuständige Behörde anordnen, dass der Verpflichtete damit 

geeignete Fachkräfte beauftragt. Die zuständige Behörde kann selbst geeignete Fach-

kräfte mit der Durchführung beauftragen, wenn das zur wirksamen Bekämpfung der 

übertragbaren Krankheiten oder Krankheitserreger oder der Gesundheitsschädlinge 

notwendig ist und der Verpflichtete diese Maßnahme nicht durchführen kann oder einer 

Anordnung nach Satz 1 nicht nachkommt oder nach seinem bisherigen Verhalten an-

zunehmen ist, dass er einer Anordnung nach Satz 1 nicht rechtzeitig nachkommen wird. 

Wer ein Recht an dem Gegenstand oder die tatsächliche Gewalt darüber hat, muss 

die Durchführung der Maßnahme dulden. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, unter den nach § 16 sowie nach Absatz 

1 maßgebenden Voraussetzungen durch Rechtsverordnung entsprechende Gebote 

und Verbote zur Verhütung übertragbarer Krankheiten zu erlassen. Sie können die Er-

mächtigung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. 
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(5) Die Landesregierungen können zur Verhütung und Bekämpfung übertragbarer 

Krankheiten Rechtsverordnungen über die Feststellung und die Bekämpfung von Ge-

sundheitsschädlingen, Krätzmilben und Kopfläusen erlassen. Sie können die Ermächti-

gung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. Die Rechtsverordnungen 

können insbesondere Bestimmungen treffen über 

1. die Verpflichtung der Eigentümer von Gegenständen, der Nutzungsberechtigten 

oder der Inhaber der tatsächlichen Gewalt an Gegenständen sowie der zur Unterhal-

tung von Gegenständen Verpflichteten, 

a) den Befall mit Gesundheitsschädlingen festzustellen oder feststellen zu lassen und 

der zuständigen Behörde anzuzeigen, 

b) Gesundheitsschädlinge zu bekämpfen oder bekämpfen zu lassen, 

2. die Befugnis und die Verpflichtung der Gemeinden oder der Gemeindeverbände, 

Gesundheitsschädlinge, auch am Menschen, festzustellen, zu bekämpfen und das Er-

gebnis der Bekämpfung festzustellen, 

3. die Feststellung und Bekämpfung, insbesondere über 

    a) die Art und den Umfang der Bekämpfung, 

    b) den Einsatz von Fachkräften, 

    c) die zulässigen Bekämpfungsmittel und -verfahren, 

    d) die Minimierung von Rückständen und die Beseitigung von Bekämpfungsmitteln 

und 

    e) die Verpflichtung, Abschluss und Ergebnis der Bekämpfung der zuständigen Be-

hörde mitzuteilen und das Ergebnis durch Fachkräfte feststellen zu lassen, 

4. die Mitwirkungs- und Duldungspflichten, insbesondere im Sinne des § 16 Abs. 2, die 

den in Nummer 1 genannten Personen obliegen. 

(6) § 16 Abs. 5 bis 8 gilt entsprechend. 

(7) Die Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz), der 

Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 Grundgesetz), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 

Grundgesetz) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) 

werden im Rahmen der Absätze 1 bis 5 eingeschränkt. 

 

§ 20  

Schutzimpfungen und andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe 

(1) Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, die obersten Landesgesund-

heitsbehörden und die von ihnen beauftragten Stellen sowie die Gesundheitsämter in-
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formieren die Bevölkerung zielgruppenspezifisch über die Bedeutung von Schutzimp-

fungen und andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe übertragbarer Krankhei-

ten. Bei der Information der Bevölkerung soll die vorhandene Evidenz zu bestehenden 

Impflücken berücksichtigt werden. 

(2) Beim Robert Koch-Institut wird eine Ständige Impfkommission eingerichtet. Die 

Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Bundesministe-

riums für Gesundheit bedarf. Die Kommission gibt Empfehlungen zur Durchführung von 

Schutzimpfungen und zur Durchführung anderer Maßnahmen der spezifischen Prophy-

laxe übertragbarer Krankheiten und entwickelt Kriterien zur Abgrenzung einer üblichen 

Impfreaktion und einer über das übliche Ausmaß einer Impfreaktion hinausgehenden 

gesundheitlichen Schädigung. Die Mitglieder der Kommission werden vom Bundesmi-

nisterium für Gesundheit im Benehmen mit den obersten Landesgesundheitsbehörden 

berufen. Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit, der obersten Landesge-

sundheitsbehörden, des Robert Koch-Institutes und des Paul-Ehrlich-Institutes nehmen 

mit beratender Stimme an den Sitzungen teil. Weitere Vertreter von Bundesbehörden 

können daran teilnehmen. Die Empfehlungen der Kommission werden von dem Robert 

Koch-Institut den obersten Landesgesundheitsbehörden übermittelt und anschließend 

veröffentlicht. 

(2a) Empfehlungen der Ständigen Impfkommission zur Durchführung von Schutzimp-

fungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 haben sich insbesondere an folgenden 

Impfzielen auszurichten: 

1. Reduktion schwerer oder tödlicher Krankheitsverläufe, 

2. Unterbindung einer Transmission des Coronavirus SARS-CoV-2, 

3. Schutz von Personen mit besonders hohem Risiko für einen schweren oder tödlichen 

Krankheitsverlauf, 

4. Schutz von Personen mit besonders hohem behinderungs-, tätigkeits- oder aufent-

haltsbedingtem Infektionsrisiko, 

5. Aufrechterhaltung zentraler staatlicher Funktionen, von Kritischen Infrastrukturen, von 

zentralen Bereichen der Daseinsvorsorge und des öffentlichen Lebens. 

Die auf Grund des § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe f sowie des § 20i Absatz 

3 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a, auch in Verbindung mit Nummer 2, des Fünften Bu-

ches Sozialgesetzbuch erlassenen Rechtsverordnungen haben sich an den in Satz 1 

genannten Impfzielen im Fall beschränkter Verfügbarkeit von Impfstoffen bei notwen-

digen Priorisierungen auszurichten. 

(3) Die obersten Landesgesundheitsbehörden sollen öffentliche Empfehlungen für 

Schutzimpfungen oder andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe auf der 

Grundlage der jeweiligen Empfehlungen der Ständigen Impfkommission aussprechen. 
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(4) Zur Durchführung von Schutzimpfungen ist jeder Arzt berechtigt. Fachärzte dürfen 

Schutzimpfungen unabhängig von den Grenzen der Ausübung ihrer fachärztlichen Tä-

tigkeit durchführen. Die Berechtigung zur Durchführung von Schutzimpfungen nach an-

deren bundesrechtlichen Vorschriften bleibt unberührt. 

(5) Die obersten Landesgesundheitsbehörden können bestimmen, dass die Gesund-

heitsämter unentgeltlich Schutzimpfungen oder andere Maßnahmen der spezifischen 

Prophylaxe gegen bestimmte übertragbare Krankheiten durchführen. Die zuständigen 

Behörden können mit den Maßnahmen nach Satz 1 Dritte beauftragen. Soweit die von 

der Maßnahme betroffene Person gegen einen anderen Kostenträger einen Anspruch 

auf entsprechende Leistungen hat oder einen Anspruch auf Erstattung der Aufwendun-

gen für entsprechende Leistungen hätte, ist dieser zur Tragung der Sachkosten ver-

pflichtet. Wenn Dritte nach Satz 2 beauftragt wurden, ist der andere Kostenträger auch 

zur Tragung dieser Kosten verpflichtet, soweit diese angemessen sind. 

(6) Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

mit Zustimmung des Bundesrates anzuordnen, dass bedrohte Teile der Bevölkerung an 

Schutzimpfungen oder anderen Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe teilzuneh-

men haben, wenn eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen 

auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist. Personen, die auf Grund 

einer medizinischen Kontraindikation nicht an Schutzimpfungen oder an anderen Maß-

nahmen der spezifischen Prophylaxe teilnehmen können, können durch Rechtsverord-

nung nach Satz 1 nicht zu einer Teilnahme an Schutzimpfungen oder an anderen Maß-

nahmen der spezifischen Prophylaxe verpflichtet werden. § 15 Abs. 2 gilt entspre-

chend. 

(7) Solange das Bundesministerium für Gesundheit von der Ermächtigung nach Absatz 

6 keinen Gebrauch macht, sind die Landesregierungen zum Erlass einer Rechtsverord-

nung nach Absatz 6 ermächtigt. Die Landesregierungen können die Ermächtigung 

durch Rechtsverordnung auf die obersten Landesgesundheitsbehörden übertragen. 

(8) Folgende Personen, die nach dem 31. Dezember 1970 geboren sind, müssen ent-

weder einen nach den Maßgaben von Satz 2 ausreichenden Impfschutz gegen Masern 

oder ab der Vollendung des ersten Lebensjahres eine Immunität gegen Masern auf-

weisen: 

1. Personen, die in einer Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut 

werden, 

2. Personen, die bereits vier Wochen 

a) in einer Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 4 betreut werden oder 

b) in einer Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 untergebracht sind, und 

3. Personen, die in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder 

§ 36 Absatz 1 Nummer 4 tätig sind. 
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Ein ausreichender Impfschutz gegen Masern besteht, wenn ab der Vollendung des ers-

ten Lebensjahres mindestens eine Schutzimpfung und ab der Vollendung des zweiten 

Lebensjahres mindestens zwei Schutzimpfungen gegen Masern bei der betroffenen 

Person durchgeführt wurden. Satz 1 gilt auch, wenn zur Erlangung von Impfschutz ge-

gen Masern ausschließlich Kombinationsimpfstoffe zur Verfügung stehen, die auch 

Impfstoffkomponenten gegen andere Krankheiten enthalten. Satz 1 gilt nicht für Perso-

nen, die auf Grund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden können. 

(9) Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut 

oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 

Absatz 1 Nummer 4 tätig werden sollen, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung 

vor Beginn ihrer Betreuung oder ihrer Tätigkeit folgenden Nachweis vorzulegen: 

1. eine Impfdokumentation nach § 22 Absatz 1 und 2 oder ein ärztliches Zeugnis, auch 

in Form einer Dokumentation nach § 26 Absatz 2 Satz 4 des Fünften Buches Sozialge-

setzbuch, darüber, dass bei ihnen ein nach den Maßgaben von Absatz 8 Satz 2 aus-

reichender Impfschutz gegen Masern besteht, 

2. ein ärztliches Zeugnis darüber, dass bei ihnen eine Immunität gegen Masern vorliegt 

oder sie aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden können 

oder 

3. eine Bestätigung einer staatlichen Stelle oder der Leitung einer anderen in Absatz 8 

Satz 1 genannten Einrichtung darüber, dass ein Nachweis nach Nummer 1 oder Num-

mer 2 bereits vorgelegen hat. 

Wenn der Nachweis nach Satz 1 von einer Person, die auf Grund einer nach Satz 8 

zugelassenen Ausnahme oder nach Satz 9 in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 

Nummer 1 bis 3 betreut oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 

1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 beschäftigt oder tätig werden darf, nicht vorge-

legt wird oder wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgeleg-

ten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverzüglich das 

Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, darüber zu benach-

richtigen und dem Gesundheitsamt personenbezogene Angaben zu übermitteln. Die 

oberste Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, 

dass 

1. der Nachweis nach Satz 1 nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung, sondern dem 

Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle gegenüber zu erbringen ist, 

2. die Benachrichtigung nach Satz 2 nicht durch die Leitung der jeweiligen Einrichtung, 

sondern durch die nach Nummer 1 bestimmte Stelle zu erfolgen hat, 

3. die Benachrichtigung nach Satz 2 nicht gegenüber dem Gesundheitsamt, in dessen 

Bezirk sich die jeweilige Einrichtung befindet, sondern gegenüber einer anderen staat-

lichen Stelle zu erfolgen hat. 
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Die Behörde, die für die Erteilung der Erlaubnis nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches 

Sozialgesetzbuch zuständig ist, kann bestimmen, dass vor dem Beginn der Tätigkeit im 

Rahmen der Kindertagespflege der Nachweis nach Satz 1 ihr gegenüber zu erbringen 

ist; in diesen Fällen hat die Benachrichtigung nach Satz 2 durch sie zu erfolgen. Eine 

Benachrichtigungspflicht nach Satz 2 besteht nicht, wenn der Leitung der jeweiligen 

Einrichtung oder der anderen nach Satz 3 Nummer 2 oder Satz 4 bestimmten Stelle 

bekannt ist, dass das Gesundheitsamt oder die andere nach Satz 3 Nummer 3 be-

stimmte Stelle über den Fall bereits informiert ist. Eine Person, die ab der Vollendung 

des ersten Lebensjahres keinen Nachweis nach Satz 1 vorlegt, darf nicht in Gemein-

schaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut oder in Einrichtungen nach § 

23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 beschäftigt 

werden. Eine Person, die über keinen Nachweis nach Satz 1 verfügt oder diesen nicht 

vorlegt, darf in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 

36 Absatz 1 Nummer 4 nicht tätig werden. Die oberste Landesgesundheitsbehörde 

oder die von ihr bestimmte Stelle kann allgemeine Ausnahmen von den Sätzen 6 und 

7 zulassen, wenn das Paul-Ehrlich-Institut auf seiner Internetseite einen Lieferengpass 

zu allen Impfstoffen mit einer Masernkomponente, die für das Inverkehrbringen in 

Deutschland zugelassen oder genehmigt sind, bekannt gemacht hat; parallel impor-

tierte und parallel vertriebene Impfstoffe mit einer Masernkomponente bleiben unbe-

rücksichtigt. Eine Person, die einer gesetzlichen Schulpflicht unterliegt, darf in Abwei-

chung von Satz 6 in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 3 betreut werden. 

(9a) Sofern sich ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu einem späteren Zeit-

punkt möglich ist oder vervollständigt werden kann oder ein Nachweis nach Absatz 9 

Satz 1 Nummer 2 seine Gültigkeit auf Grund Zeitablaufs verliert, haben Personen, die 

in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut werden oder in Ein-

richtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Num-

mer 4 tätig sind, der Leitung der jeweiligen Einrichtung einen Nachweis nach Absatz 9 

Satz 1 innerhalb eines Monats, nachdem es ihnen möglich war, einen Impfschutz gegen 

Masern zu erlangen oder zu vervollständigen, oder innerhalb eines Monats nach Ab-

lauf der Gültigkeit des bisherigen Nachweises nach Absatz 9 Satz 1 Nummer 2 vorzu-

legen. Wenn der Nachweis nach Satz 1 nicht innerhalb dieses Monats vorgelegt wird 

oder wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nach-

weises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverzüglich das Gesund-

heitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung befindet, darüber zu benach-

richtigen und dem Gesundheitsamt personenbezogene Angaben zu übermitteln. Ab-

satz 9 Satz 3 gilt entsprechend. 

(10) Personen, die am 1. März 2020 bereits in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 

Nummer 1 bis 3 betreut wurden und noch werden oder in Einrichtungen nach § 23 

Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 tätig waren und 

noch sind, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung einen Nachweis nach Absatz 
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9 Satz 1 bis zum Ablauf des 31. Juli 2022 vorzulegen. Wenn der Nachweis nach Absatz 

9 Satz 1 nicht bis zum Ablauf des 31. Juli 2022 vorgelegt wird oder wenn Zweifel an 

der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat 

die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverzüglich das Gesundheitsamt, in dessen Be-

zirk sich die Einrichtung befindet, darüber zu benachrichtigen und dem Gesundheits-

amt personenbezogene Angaben zu übermitteln. Absatz 9 Satz 3 und 4 findet entspre-

chende Anwendung. 

(11) Personen, die bereits vier Wochen in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Num-

mer 4 betreut werden oder in Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 unterge-

bracht sind, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung einen Nachweis nach Absatz 

9 Satz 1 wie folgt vorzulegen: 

1. innerhalb von vier weiteren Wochen oder, 

2. wenn sie am 1. März 2020 bereits betreut wurden und noch werden oder unterge-

bracht waren und noch sind, bis zum Ablauf des 31. Juli 2022. 

Wenn der Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 in den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 nicht 

innerhalb von vier weiteren Wochen oder in den Fällen von Satz 1 Nummer 2 nicht bis 

zum Ablauf des 31. Juli 2022 vorgelegt wird oder wenn Zweifel an der Echtheit oder 

inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der je-

weiligen Einrichtung unverzüglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Ein-

richtung befindet, darüber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt personenbe-

zogene Angaben zu übermitteln. Absatz 9 Satz 3 findet entsprechende Anwendung. 

(12) Folgende Personen haben dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jewei-

lige Einrichtung befindet, auf Anforderung einen Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 vor-

zulegen: 

1. Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut 

werden, 

2. Personen, die bereits acht Wochen 

a) in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 4 betreut werden oder 

b) in Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 untergebracht sind und 

3. Personen, die in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder 

§ 36 Absatz 1 Nummer 4 tätig sind. 

Bestehen Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nach-

weises, so kann das Gesundheitsamt eine ärztliche Untersuchung dazu anordnen, ob 

die betroffene Person auf Grund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen Ma-

sern geimpft werden kann; Personen, die über die Echtheit oder inhaltliche Richtigkeit 

des vorgelegten Nachweises Auskunft geben können, sind verpflichtet, auf Verlangen 
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des Gesundheitsamtes die erforderlichen Auskünfte insbesondere über die dem Nach-

weis zugrundeliegenden Tatsachen zu erteilen, Unterlagen vorzulegen und Einsicht zu 

gewähren; § 15a Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Wenn der Nachweis nach Absatz 

9 Satz 1 nicht innerhalb einer angemessenen Frist vorgelegt wird, kann das Gesund-

heitsamt die zur Vorlage des Nachweises verpflichtete Person zu einer Beratung laden 

und hat diese zu einer Vervollständigung des Impfschutzes gegen Masern aufzufor-

dern. Das Gesundheitsamt kann einer Person, die trotz der Anforderung nach Satz 1 

keinen Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt oder der Anordnung einer 

ärztlichen Untersuchung nach Satz 2 nicht Folge leistet, untersagen, dass sie die dem 

Betrieb einer in Absatz 8 Satz 1 genannten Einrichtung dienenden Räume betritt oder 

in einer solchen Einrichtung tätig wird. Einer Person, die einer gesetzlichen Schulpflicht 

unterliegt, kann in Abweichung von Satz 4 nicht untersagt werden, die dem Betrieb 

einer Einrichtung nach § 33 Nummer 3 dienenden Räume zu betreten. Einer Person, 

die einer Unterbringungspflicht unterliegt, kann in Abweichung von Satz 4 nicht unter-

sagt werden, die dem Betrieb einer Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 4 

oder einer Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 dienenden Räume zu betreten. 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine vom Gesundheitsamt nach Satz 1 oder 

Satz 2 erlassene Anordnung oder ein von ihm nach Satz 4 erteiltes Verbot haben keine 

aufschiebende Wirkung. Sobald ein Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 vorgelegt wird, ist 

die Maßnahme nach Satz 4 aufzuheben und das Verwaltungszwangsverfahren mit so-

fortiger Wirkung einzustellen. 

(13) Wenn eine nach den Absätzen 9 bis 12 verpflichtete Person minderjährig ist, so 

hat derjenige für die Einhaltung der diese Person nach den Absätzen 9 bis 12 treffen-

den Verpflichtungen zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht. Die gleiche 

Verpflichtung trifft den Betreuer einer von Verpflichtungen nach den Absätzen 9 bis 12 

betroffenen Person, soweit die Erfüllung dieser Verpflichtungen zu seinem Aufgaben-

kreis gehört. 

(14) Durch die Absätze 6 bis 12 wird das Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit 

(Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt. 

 

§ 23  

Nosokomiale Infektionen; Resistenzen; Rechtsverordnungen durch die Länder 

(1) Beim Robert Koch-Institut wird eine Kommission für Infektionsprävention in medizi-

nischen Einrichtungen und in Einrichtungen und Unternehmen der Pflege und Einglie-

derungshilfe eingerichtet. Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung, die der 

Zustimmung des Bundesministeriums für Gesundheit bedarf. Die Kommission erstellt 

Empfehlungen zur Prävention nosokomialer und weiterer Infektionen sowie zu betrieb-

lich-organisatorischen und baulich-funktionellen Maßnahmen der Hygiene in Kranken-

häusern, anderen medizinischen Einrichtungen und Einrichtungen und Unternehmen 
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der Pflege und Eingliederungshilfe. Sie erstellt zudem Empfehlungen zu Kriterien und 

Verfahren zur Einstufung von Einrichtungen als Einrichtungen für ambulantes Operie-

ren. Die Empfehlungen der Kommission werden unter Berücksichtigung aktueller infek-

tionsepidemiologischer Auswertungen stetig weiterentwickelt und vom Robert Koch-

Institut veröffentlicht. Die Mitglieder der Kommission werden vom Bundesministerium 

für Gesundheit im Benehmen mit den obersten Landesgesundheitsbehörden unter Be-

rücksichtigung des gesamten Aufgabenspektrums berufen. Vertreter des Bundesminis-

teriums für Gesundheit, der obersten Landesgesundheitsbehörden und des Robert 

Koch-Institutes nehmen mit beratender Stimme an den Sitzungen teil. 

(2) Beim Robert Koch-Institut wird eine Kommission Antiinfektiva, Resistenz und Thera-

pie eingerichtet. Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung 

des Bundesministeriums für Gesundheit bedarf. Die Kommission erstellt Empfehlungen 

mit allgemeinen Grundsätzen für Diagnostik und antimikrobielle Therapie, insbeson-

dere bei Infektionen mit resistenten Krankheitserregern. Die Empfehlungen der Kom-

mission werden unter Berücksichtigung aktueller infektionsepidemiologischer Auswer-

tungen stetig weiterentwickelt und vom Robert Koch-Institut veröffentlicht. Die Mitglie-

der der Kommission werden vom Bundesministerium für Gesundheit im Benehmen mit 

den obersten Landesgesundheitsbehörden berufen. Vertreter des Bundesministeriums 

für Gesundheit, der obersten Landesgesundheitsbehörden, des Robert Koch-Institutes 

und des Bundesinstitutes für Arzneimittel und Medizinprodukte nehmen mit beratender 

Stimme an den Sitzungen teil. 

(3) Die Leiter folgender Einrichtungen haben sicherzustellen, dass die nach dem Stand 

der medizinischen Wissenschaft erforderlichen Maßnahmen getroffen werden, um no-

sokomiale Infektionen zu verhüten und die Weiterverbreitung von Krankheitserregern, 

insbesondere solcher mit Resistenzen, zu vermeiden: 

 

1. Krankenhäuser, 

2. Einrichtungen für ambulantes Operieren, 

3. Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Krankenhäusern ver-

gleichbare medizinische Versorgung erfolgt, 

4. Dialyseeinrichtungen, 

5. Tageskliniken, 

6. Entbindungseinrichtungen, 

7. Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der in den Nummern 1 

bis 6 genannten Einrichtungen vergleichbar sind, 

8. Arztpraxen, Zahnarztpraxen, psychotherapeutische Praxen, 

9. Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, 
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10. Einrichtungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes, in denen medizinische Unter-

suchungen, Präventionsmaßnahmen oder ambulante Behandlungen durchgeführt wer-

den, 

11. Rettungsdienste und Einrichtungen des Zivil- und Katastrophenschutzes. 

Die Einhaltung des Standes der medizinischen Wissenschaft auf diesem Gebiet wird 

vermutet, wenn jeweils die veröffentlichten Empfehlungen der Kommission für Kranken-

haushygiene und Infektionsprävention beim Robert Koch-Institut und der Kommission 

Antiinfektiva, Resistenz und Therapie beim Robert Koch-Institut beachtet worden sind. 

(4) Die Leiter von Einrichtungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 3 haben sicherzu-

stellen, dass die nach Absatz 4a festgelegten nosokomialen Infektionen und das Auf-

treten von Krankheitserregern mit speziellen Resistenzen und Multiresistenzen fortlau-

fend in einer gesonderten Niederschrift aufgezeichnet, bewertet und sachgerechte 

Schlussfolgerungen hinsichtlich erforderlicher Präventionsmaßnahmen gezogen wer-

den und dass die erforderlichen Präventionsmaßnahmen dem Personal mitgeteilt und 

umgesetzt werden. Darüber hinaus haben die Leiter sicherzustellen, dass die nach Ab-

satz 4a festgelegten Daten zu Art und Umfang des Antibiotika-Verbrauchs fortlaufend 

in zusammengefasster Form aufgezeichnet, unter Berücksichtigung der lokalen Resis-

tenzsituation bewertet und sachgerechte Schlussfolgerungen hinsichtlich des Einsatzes 

von Antibiotika gezogen werden und dass die erforderlichen Anpassungen des Antibi-

otikaeinsatzes dem Personal mitgeteilt und umgesetzt werden. Die Aufzeichnungen 

nach den Sätzen 1 und 2 sind zehn Jahre nach deren Anfertigung aufzubewahren. Dem 

zuständigen Gesundheitsamt ist auf Verlangen Einsicht in die Aufzeichnungen, Bewer-

tungen und Schlussfolgerungen zu gewähren. 

(4a) Das Robert Koch-Institut hat entsprechend den jeweiligen epidemiologischen Er-

kenntnissen die nach Absatz 4 zu erfassenden nosokomialen Infektionen und Krank-

heitserreger mit speziellen Resistenzen und Multiresistenzen sowie Daten zu Art und 

Umfang des Antibiotikaverbrauchs festzulegen. Die Festlegungen hat es in einer Liste 

im Bundesgesundheitsblatt zu veröffentlichen. Die Liste ist an den aktuellen Stand an-

zupassen. 

(5) Die Leiter folgender Einrichtungen haben sicherzustellen, dass innerbetriebliche 

Verfahrensweisen zur Infektionshygiene in Hygieneplänen festgelegt sind: 

 

1. Krankenhäuser, 

2. Einrichtungen für ambulantes Operieren, 

3. Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, 

4. Dialyseeinrichtungen, 

5. Tageskliniken, 
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6. Entbindungseinrichtungen, 

7. Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der in den Nummern 1 

bis 6 genannten Einrichtungen vergleichbar sind, 

8. Rettungsdienste und Einrichtungen des Zivil- und Katastrophenschutzes. 

Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung vorsehen, dass Leiter von 

Zahnarztpraxen sowie Leiter von Arztpraxen und Praxen sonstiger humanmedizinischer 

Heilberufe, in denen invasive Eingriffe vorgenommen werden, sicherzustellen haben, 

dass innerbetriebliche Verfahrensweisen zur Infektionshygiene in Hygieneplänen fest-

gelegt sind. Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch Rechtsverordnung 

auf andere Stellen übertragen. 

(6) Einrichtungen nach Absatz 5 Satz 1 unterliegen der infektionshygienischen Überwa-

chung durch das Gesundheitsamt. Einrichtungen nach Absatz 5 Satz 2 können durch 

das Gesundheitsamt infektionshygienisch überwacht werden. 

(6a) (weggefallen) 

(7) (weggefallen) 

(8) Die Landesregierungen haben durch Rechtsverordnung für Krankenhäuser, Einrich-

tungen für ambulantes Operieren, Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, in de-

nen eine den Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, sowie 

für Dialyseeinrichtungen und Tageskliniken die jeweils erforderlichen Maßnahmen zur 

Verhütung, Erkennung, Erfassung und Bekämpfung von nosokomialen Infektionen und 

Krankheitserregern mit Resistenzen zu regeln. Dabei sind insbesondere Regelungen zu 

treffen über 

1. hygienische Mindestanforderungen an Bau, Ausstattung und Betrieb der Einrichtun-

gen, 

2. Bestellung, Aufgaben und Zusammensetzung einer Hygienekommission, 

3. die erforderliche personelle Ausstattung mit Hygienefachkräften und Krankenhaus-

hygienikern und die Bestellung von hygienebeauftragten Ärzten einschließlich bis 

längstens zum 31. Dezember 2019 befristeter Übergangsvorschriften zur Qualifikation 

einer ausreichenden Zahl geeigneten Fachpersonals, 

4. Aufgaben und Anforderungen an Fort- und Weiterbildung der in der Einrichtung er-

forderlichen Hygienefachkräfte, Krankenhaushygieniker und hygienebeauftragten 

Ärzte, 

5. die erforderliche Qualifikation und Schulung des Personals hinsichtlich der Infekti-

onsprävention, 
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6. Strukturen und Methoden zur Erkennung von nosokomialen Infektionen und resisten-

ten Erregern und zur Erfassung im Rahmen der ärztlichen und pflegerischen Dokumen-

tationspflicht, 

7. die zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben erforderliche Einsichtnahme der in Num-

mer 4 genannten Personen in Akten der jeweiligen Einrichtung einschließlich der Pati-

entenakten, 

8. die Information des Personals über Maßnahmen, die zur Verhütung und Bekämpfung 

von nosokomialen Infektionen und Krankheitserregern mit Resistenzen erforderlich sind, 

9. die klinisch-mikrobiologisch und klinisch-pharmazeutische Beratung des ärztlichen 

Personals, 

10. die Information von aufnehmenden Einrichtungen und niedergelassenen Ärzten bei 

der Verlegung, Überweisung oder Entlassung von Patienten über Maßnahmen, die zur 

Verhütung und Bekämpfung von nosokomialen Infektionen und von Krankheitserregern 

mit Resistenzen erforderlich sind. 

Für Rettungsdienste können die Landesregierungen erforderliche Maßnahmen nach 

den Sätzen 1 und 2 regeln. Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch 

Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. 

 

 

§ 36  

Infektionsschutz bei bestimmten Einrichtungen, Unternehmen und Personen; Verord-

nungsermächtigung 

(1) Folgende Einrichtungen und Unternehmen müssen in Hygieneplänen innerbetriebli-

che Verfahrensweisen zur Infektionshygiene festlegen und unterliegen der infektionshy-

gienischen Überwachung durch das Gesundheitsamt: 

1. die in § 33 genannten Gemeinschaftseinrichtungen mit Ausnahme der Gemein-

schaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 2, 

2. (weggefallen) 

3. Obdachlosenunterkünfte, 

4. Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung von Asylbewerbern, vollziehbar 

Ausreisepflichtigen, Flüchtlingen und Spätaussiedlern, 

5. sonstige Massenunterkünfte, 

6. Justizvollzugsanstalten. 
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(2) Einrichtungen und Unternehmen, bei denen die Möglichkeit besteht, dass durch Tä-

tigkeiten am Menschen durch Blut Krankheitserreger übertragen werden, sowie Ge-

meinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 2 können durch das Gesundheitsamt in-

fektionshygienisch überwacht werden. 

(3) Sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 eine epidemische Lage 

von nationaler Tragweite festgestellt hat und unabhängig davon bis zum Ablauf des 

30. Juni 2022 darf der Arbeitgeber, soweit dies zur Verhinderung der Verbreitung der 

Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erforderlich ist, in den in den Absätzen 1 und 

2 genannten Einrichtungen und Unternehmen personenbezogene Daten eines Be-

schäftigten über dessen Impf- und Serostatus in Bezug auf die Coronavirus-Krankheit-

2019 (COVID-19) verarbeiten, um über die Begründung eines Beschäftigungsverhält-

nisses oder über die Art und Weise einer Beschäftigung zu entscheiden. Im Übrigen 

gelten die Bestimmungen des allgemeinen Datenschutzrechts. 

(3a) Die Leiter von in Absatz 1 Nummer 2 bis 6 genannten Einrichtungen haben das 

Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, unverzüglich zu be-

nachrichtigen und die nach diesem Gesetz erforderlichen krankheits- und personenbe-

zogenen Angaben zu machen, wenn eine in der Einrichtung tätige oder untergebrachte 

Person an Skabies erkrankt ist oder bei ihr der Verdacht besteht, dass sie an Skabies 

erkrankt ist. 

(4) Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 aufgenommen 

werden sollen, haben der Leitung der Einrichtung vor oder unverzüglich nach ihrer Auf-

nahme ein ärztliches Zeugnis darüber vorzulegen, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte 

für das Vorliegen einer ansteckungsfähigen Lungentuberkulose vorhanden sind. Bei der 

erstmaligen Aufnahme darf die Erhebung der Befunde, die dem ärztlichen Zeugnis zu-

grunde liegt, nicht länger als sechs Monate zurückliegen, bei einer erneuten Aufnahme 

darf sie nicht länger als zwölf Monate zurückliegen. Bei Personen, die in eine Einrich-

tung nach Absatz 1 Nummer 4 aufgenommen werden sollen, muss sich das Zeugnis 

auf eine im Geltungsbereich dieses Gesetzes erstellte Röntgenaufnahme der Lunge 

oder auf andere von der obersten Landesgesundheitsbehörde oder der von ihr be-

stimmten Stelle zugelassene Befunde stützen. Bei Personen, die das 15. Lebensjahr 

noch nicht vollendet haben, sowie bei Schwangeren ist von der Röntgenaufnahme ab-

zusehen; stattdessen ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen, dass nach sonstigen Befun-

den eine ansteckungsfähige Lungentuberkulose nicht zu befürchten ist. § 34 Absatz 4 

gilt entsprechend. Satz 1 gilt nicht für Obdachlose, die weniger als drei Tage in eine 

Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 3 aufgenommen werden. 

(5) Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 4 aufgenommen werden 

sollen, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf Ausschluss einer ansteckungs-

fähigen Lungentuberkulose einschließlich einer Röntgenaufnahme der Atmungsorgane 

zu dulden. Dies gilt nicht, wenn die betroffenen Personen ein ärztliches Zeugnis nach 

Absatz 4 vorlegen oder unmittelbar vor ihrer Aufnahme in einer anderen Einrichtung 
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nach Absatz 1 Nummer 4 untergebracht waren und die entsprechenden Untersuchun-

gen bereits dort durchgeführt wurden. Personen, die in eine Justizvollzugsanstalt auf-

genommen werden, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf übertragbare 

Krankheiten einschließlich einer Röntgenaufnahme der Lunge zu dulden. Für Untersu-

chungen nach den Sätzen 1 und 3 gilt Absatz 4 Satz 4 entsprechend. Widerspruch und 

Anfechtungsklage gegen Anordnungen nach den Sätzen 1 und 3 haben keine aufschie-

bende Wirkung. 

(6) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung festzulegen, 

dass Personen, die nach dem 31. Dezember 2018 in die Bundesrepublik Deutschland 

eingereist sind und die auf Grund ihrer Herkunft oder ihrer Lebenssituation wahrschein-

lich einem erhöhten Infektionsrisiko für bestimmte bedrohliche übertragbare Krankhei-

ten ausgesetzt waren, nach ihrer Einreise ein ärztliches Zeugnis darüber vorzulegen 

haben, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen solcher bedrohlicher 

übertragbarer Krankheiten vorhanden sind, sofern dies zum Schutz der Bevölkerung 

vor einer Gefährdung durch bedrohliche übertragbare Krankheiten erforderlich ist; § 

34 Absatz 4 gilt entsprechend. Personen, die kein auf Grund der Rechtsverordnung 

erforderliches ärztliches Zeugnis vorlegen, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersu-

chung auf Ausschluss bedrohlicher übertragbarer Krankheiten im Sinne des Satzes 1 

zu dulden; Absatz 5 Satz 5 gilt entsprechend. In der Rechtsverordnung nach Satz 1 ist 

zu bestimmen: 

 

1. das jeweils zugrundeliegende erhöhte Infektionsrisiko im Hinblick auf bestimmte be-

drohliche übertragbare Krankheiten, 

2. die jeweils betroffenen Personengruppen unter Berücksichtigung ihrer Herkunft oder 

ihrer Lebenssituation, 

3. Anforderungen an das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 und zu der ärztlichen Untersu-

chung nach Satz 2 sowie 

4. die Frist, innerhalb der das ärztliche Zeugnis nach der Einreise in die Bundesrepublik 

Deutschland vorzulegen ist. 

Das Robert Koch-Institut kann zu den Einzelheiten nach Satz 3 Nummer 1 Empfehlun-

gen abgeben. Die Landesregierungen können die Ermächtigung nach Satz 1 durch 

Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. 

(7) Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

mit Zustimmung des Bundesrates festzulegen, dass Personen, die in die Bundesrepublik 

Deutschland einreisen wollen oder eingereist sind und die wahrscheinlich einem erhöh-

ten Infektionsrisiko für eine bestimmte bedrohliche übertragbare Krankheit ausgesetzt 

waren, vor oder nach ihrer Einreise ein ärztliches Zeugnis darüber vorzulegen haben, 
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dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer solchen bedrohlichen über-

tragbaren Krankheit vorhanden sind, sofern dies zum Schutz der Bevölkerung vor einer 

Gefährdung durch bedrohliche übertragbare Krankheiten erforderlich ist; § 34 Absatz 

4 gilt entsprechend. Personen, die kein auf Grund der Rechtsverordnung erforderliches 

ärztliches Zeugnis vorlegen, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf Aus-

schluss einer bedrohlichen übertragbaren Krankheit im Sinne des Satzes 1 zu dulden; 

Absatz 5 Satz 5 gilt entsprechend. In der Rechtsverordnung können nähere Einzelhei-

ten insbesondere zu den betroffenen Personengruppen und zu den Anforderungen an 

das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 und zu der ärztlichen Untersuchung nach Satz 2 

bestimmt werden. Das Robert Koch-Institut kann zu den Einzelheiten nach Satz 3 Emp-

fehlungen abgeben. In dringenden Fällen kann zum Schutz der Bevölkerung die 

Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen werden. Eine auf der 

Grundlage des Satzes 5 erlassene Verordnung tritt ein Jahr nach ihrem Inkrafttreten 

außer Kraft; ihre Geltungsdauer kann mit Zustimmung des Bundesrates verlängert wer-

den. 

(8) Die Bundesregierung wird, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 

1 eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen, dass Personen, die 

in die Bundesrepublik Deutschland einreisen wollen oder eingereist sind und bei denen 

die Möglichkeit besteht, dass sie einem erhöhten Infektionsrisiko für die Krankheit aus-

gesetzt waren, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite 

geführt hat, insbesondere, weil sie sich in einem entsprechenden Risikogebiet aufge-

halten haben, ausschließlich zur Feststellung und Verhinderung der Verbreitung dieser 

Krankheit verpflichtet sind, 

1. sich unverzüglich nach der Einreise für einen bestimmten Zeitraum in geeigneter 

Weise auf eigene Kosten abzusondern sowie 

2. der zuständigen Behörde durch Nutzung des vom Robert Koch-Institut nach Absatz 

9 eingerichteten elektronischen Melde- und Informationssystems folgende Angaben 

mitzuteilen: 

a) ihre personenbezogenen Angaben, 

b) das Datum ihrer voraussichtlichen Einreise, 

c) ihre Aufenthaltsorte bis zu zehn Tage vor und nach der Einreise, 

d) das für die Einreise genutzte Reisemittel und vorliegende Informationen zum Sitz-

platz, 

e) Angaben, ob eine Impfdokumentation hinsichtlich der Krankheit vorliegt, die zur 

Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat, 
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f) Angaben, ob ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvor-

liegens der Krankheit vorliegt, die zur Feststellung der epidemischen Lage von natio-

naler Tragweite geführt hat, und 

g) Angaben, ob bei ihr Anhaltspunkte für die Krankheit vorliegen, die zur Feststellung 

der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat; 

in der Rechtsverordnung kann auch festgelegt werden, dass eine Impfdokumentation 

im Sinne des Buchstabens e oder ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis im Sinne 

des Buchstabens f über das nach Absatz 9 eingerichtete Melde- und Informationssys-

tem der zuständigen Behörde zu übermitteln sind. In der Rechtsverordnung ist auch zu 

bestimmen, in welchen Fällen Ausnahmen von den Verpflichtungen nach Satz 1 beste-

hen. Personen nach Satz 1 können einer Beobachtung nach § 29 unterworfen werden, 

auch wenn die in § 29 Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht vorliegen. Es kann 

festgelegt werden, in welchen Fällen anstelle der Nutzung des vom Robert Koch-Institut 

nach Absatz 9 eingerichteten elektronischen Melde- und Informationssystems eine 

schriftliche Ersatzmitteilung gegenüber der zuständigen Behörde vorzunehmen ist. § 

34 Absatz 4 gilt für die durch die Rechtsverordnung nach den Sätzen 1 und 4 festge-

legten Verpflichtungen entsprechend. 

(9) Das Robert Koch-Institut richtet für die Zwecke des Absatzes 8 Satz 1 ein elektroni-

sches Melde- und Informationssystem ein und ist verantwortlich für dessen technischen 

Betrieb. Das Robert Koch-Institut kann einen IT-Dienstleister mit der technischen Um-

setzung beauftragen. Die aufgrund einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 er-

hobenen Daten dürfen von der zuständigen Behörde nur für Zwecke der Erfüllung und 

Überwachung der Verpflichtungen, die sich aus der Rechtsverordnung nach Absatz 8 

Satz 1 ergeben, und der Kontaktnachverfolgung verarbeitet werden. Sie sind spätes-

tens 14 Tage nach dem mitgeteilten Datum der Einreise der jeweils betroffenen Person 

zu löschen. Eine Übermittlung der auf Grund einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 

Satz 1 Nummer 2 erhobenen Daten durch die zuständigen Behörden an andere Stellen 

oder eine Weiterverwendung dieser Daten durch die zuständigen Behörden zu ande-

ren als den in Satz 3 genannten Zwecken ist unzulässig. 

(10) Die Bundesregierung wird, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 

1 eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen, 

1. dass die in einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 genannten Personen ver-

pflichtet sind, gegenüber den Beförderern, gegenüber der zuständigen Behörde oder 

gegenüber den diese Behörde nach Maßgabe des Absatzes 11 Satz 1 unterstützen-

den, mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten 

Behörden 
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a) einen Nachweis über die Erfüllung der in einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 

1 Nummer 2 festgelegten Verpflichtungen oder die Ersatzmitteilung nach Absatz 8 Satz 

4 vorzulegen oder auszuhändigen, 

b) eine Impfdokumentation hinsichtlich der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit vor-

zulegen, 

c) ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens der in 

Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit vorzulegen, 

d) Auskunft darüber zu geben, ob bei ihnen Anhaltspunkte für die in Absatz 8 Satz 1 

genannte Krankheit vorhanden sind; 

1a. dass auf Grund eines bei Reisen allgemein gesteigerten Infektionsrisikos in Bezug 

auf die Krankheit, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite 

geführt hat, alle Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland einreisen wollen oder 

eingereist sind, ausschließlich zur Feststellung und Verhinderung der Verbreitung der 

Krankheit, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt 

hat, verpflichtet sind, über einen Nachweis oder ein Dokument nach Nummer 1 Buch-

stabe b oder Buchstabe c zu verfügen und den Nachweis oder das Dokument gegen-

über den Beförderern oder den in Nummer 1 genannten Behörden vorzulegen; 

2. dass Unternehmen, die im Eisenbahn-, Bus-, Schiffs- oder Flugverkehr Reisende be-

fördern, Betreiber von Flugplätzen, Häfen, Personenbahnhöfen und Omnibusbahnhö-

fen im Rahmen ihrer betrieblichen und technischen Möglichkeiten ausschließlich zur 

Feststellung und Verhinderung der Verbreitung der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krank-

heit, bei der Durchführung der Rechtsverordnung nach Nummer 1 oder Nummer 1a 

mitzuwirken haben, und verpflichtet sind, 

a) Beförderungen im Fall eines erhöhten Infektionsrisikos im Sinne von Absatz 8 Satz 1 

in die Bundesrepublik Deutschland zu unterlassen, sofern eine Rückreise von Personen 

mit Wohnsitz in Deutschland weiterhin möglich ist, deren Einreise nicht aus aufenthalts-

rechtlichen Gründen zu untersagen ist, 

b) Beförderungen in die Bundesrepublik Deutschland nur dann durchzuführen, wenn 

die zu befördernden Personen den nach Nummer 1 oder Nummer 1a auferlegten Ver-

pflichtungen vor der Beförderung nachgekommen sind, 

c) Reisende über die geltenden Einreise- und Infektionsschutzbestimmungen und -maß-

nahmen in der Bundesrepublik Deutschland und die Gefahren der in Absatz 8 Satz 1 

genannten Krankheit sowie die Möglichkeiten zu deren Verhütung und Bekämpfung 

barrierefrei zu informieren und in diesem Rahmen auf die Reise- und Sicherheitshin-

weise des Auswärtigen Amts hinzuweisen, 
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d) die zur Identifizierung einer Person oder zur Früherkennung von Kranken, Krankheits-

verdächtigen, Ansteckungsverdächtigen und Ausscheidern notwendigen personenbe-

zogenen Angaben zu erheben und an die für den Aufenthaltsort der betreffenden Per-

son nach diesem Gesetz zuständige Behörde zu übermitteln, 

e) bestimmte Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Übertragung der in Absatz 8 

Satz 1 genannten Krankheit im Rahmen der Beförderung vorzunehmen, 

f) die Beförderung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen 

und Ausscheidern der zuständigen Behörde zu melden, 

g) Passagierlisten und Sitzpläne auf Nachfrage der zuständigen Behörde zu übermit-

teln, 

h) den Transport von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder 

Ausscheidern, in ein Krankenhaus oder in eine andere geeignete Einrichtung durch 

Dritte zu ermöglichen, 

i) gegenüber dem Robert Koch-Institut eine für Rückfragen der zuständigen Behörden 

erreichbare Kontaktstelle zu benennen; 

3. dass Anbieter von Telekommunikationsdiensten und Betreiber öffentlicher Mobilfunk-

netze verpflichtet sind, Einreisende barrierefrei über elektronische Nachrichten über 

die geltenden Einreise- und Infektionsschutzbestimmungen und -maßnahmen in der 

Bundesrepublik Deutschland zu informieren. 

Personen, die keinen auf Grund der Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 1 und 1a 

erforderlichen Nachweis oder kein auf Grund der Rechtsverordnung nach Satz 1 Num-

mer 1 und 1a erforderliches Dokument vorlegen, sind verpflichtet, eine ärztliche Unter-

suchung auf Ausschluss der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit zu dulden. § 34 

Absatz 4 gilt für die durch die Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 

1a festgelegten Verpflichtungen entsprechend. 

(11) Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftrag-

ten Behörden können anlässlich der grenzpolizeilichen Aufgabenwahrnehmung als un-

terstützende Behörde nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 stichprobenhaft von den in der 

Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 genannten Personen verlangen, dass sie ihnen 

die in Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c genannten Nachweise oder Do-

kumente vorlegen oder ihnen Auskunft nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe d 

erteilen. Die unterstützenden Behörden nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 unterrichten 

bei Kenntnis unverzüglich die zuständigen Behörden über die Einreise der in der 

Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 genannten Personen, soweit diese ihren den 

unterstützenden Behörden gegenüber bestehenden in der Rechtsverordnung nach Ab-

satz 10 Satz 1 Nummer 1 festgelegten Verpflichtungen bei der Einreise nicht nachkom-

men. Zu diesem Zweck dürfen bei den in der Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 
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genannten Personen ihre personenbezogenen Angaben, Angaben zu ihren Aufent-

haltsorten bis zu zehn Tage vor und nach der Einreise und Angaben zu dem von ihnen 

genutzten Reisemittel erhoben und der zuständigen Behörde übermittelt werden. Die 

Sätze 1 bis 3 gelten in Bezug auf die in der Rechtsverordnung nach Absatz 10 Satz 1 

Nummer 1a genannten Personen mit den Maßgaben entsprechend, dass nur die in 

Absatz 10 Satz 1 Nummer 1a genannten Nachweise oder Dokumente vorgelegt wer-

den müssen und nur die personenbezogenen Angaben erhoben und übermittelt wer-

den dürfen. Die nach § 71 Absatz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes zuständigen Be-

hörden und die unterstützenden Behörden nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 unterrich-

ten bei Kenntnis unverzüglich die zuständigen Behörden über die Einreise der in der 

Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 1 oder nach Absatz 7 Satz 1 genannten Perso-

nen. Zu diesem Zweck dürfen bei diesen Personen ihre personenbezogenen Angaben 

erhoben und der zuständigen Behörde übermittelt werden. Die von den Behörden nach 

den Sätzen 1, 3, 4 und 6 erhobenen Daten dürfen mit den Daten vorgelegter Reisedo-

kumente abgeglichen werden. 

(12) Eine aufgrund des Absatzes 8 Satz 1 oder des Absatzes 10 Satz 1 erlassene 

Rechtsverordnung tritt spätestens am 7. April 2023 außer Kraft. Bis zu ihrem Außer-

krafttreten kann eine aufgrund des Absatzes 8 Satz 1 oder des Absatzes 10 Satz 1 

erlassene Rechtsverordnung auch nach Aufhebung der epidemischen Lage von natio-

naler Tragweite geändert werden. 

(13) Durch die Absätze 4 bis 8 und 10 werden die Grundrechte der körperlichen Un-

versehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Ar-

tikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit der Person (Artikel 11 

Absatz 1 des Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 

1 des Grundgesetzes) eingeschränkt. 

 

 

§ 41  

Abwasser 

(1) Die Abwasserbeseitigungspflichtigen haben darauf hinzuwirken, dass Abwasser so 

beseitigt wird, dass Gefahren für die menschliche Gesundheit durch Krankheitserreger 

nicht entstehen. Einrichtungen zur Beseitigung des in Satz 1 genannten Abwassers un-

terliegen der infektionshygienischen Überwachung durch die zuständige Behörde. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, bezüglich des Abwassers durch Rechts-

verordnung entsprechende Gebote und Verbote zur Verhütung übertragbarer Krank-

heiten zu erlassen. Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch Rechtsver-

ordnung auf andere Stellen übertragen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh-

nung (Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) kann insoweit eingeschränkt werden. 


